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Am Rande notiert...
...ist eigentlich eine Kolumne eher

zum Schmunzeln und mit schräger
Schrift. Dafür indes ist kein Platz,
wenn die Stadtverordnetensitzung mit
einer Gedenkminute für die Opfer der
Terroranschläge von Paris beginnt. Der
Chronist hat seit 1995 schon viele Ge-
denkminuten miterlebt. So ruhig wie
bei dieser war es noch nie.

Erfüllt wird heute deshalb nur die
Pflicht, was die Geschehnisse am Rande
der Bande betrifft. Dazu gehört die No-
tiz, dass Ute Wernert-Jahn (CDU) ins-
Stadtparlament zurückgekehrt ist,
letztlich als Nachrückerin für Ex-
Stadtverordnetenvorsteher Dieter Gail.

Da eine OB-Wahl nur alle sechs Jahre
stattfindet, gerät schon einmal in Ver-
gessenheit, wie man sich bei einer
Amtseinführung am besten verhalten
soll. Die Opposition hielt es für unnö-
tig, der alten und neuen Amtsinhaberin
für die nächsten sechs Jahre etwas mit
auf den Weg zu geben. (mö)

Stilblüten nun als Buch

Sitz! Hessenlöwe fürchtet
die »Ultima Razzia«

Diese knapp 140 Seiten könnten zu einer
»Ikone« der politischen Satire werden. Bloß
nicht, wird der Autor darauf antworten.
Denn Gerhard Merz hasst Ikonen. »Wer nix
wird, wird Ikone« hat er eines seiner 40 Ka-
pitel in dem Büchlein überschrieben, das er
nach einem seiner ersten Fundstücke be-
nannt hat: den »Papyrrhussiegen«. Nach
zwölf Jahren des Jagens und Sammelns
gibt es sie nun auch als Buch.

Wenn man bedenkt, dass sich im Zettel-
kasten des SPD-Landtagsabgeordneten be-
reits knapp 2000 Stilblüten und »hässliche
Wörter« angestaut haben, hat er mit diesem
Werk verhindert, dass das Sammeln zur
»Syphilisarbeit« wird. Es muss dem Autor
auch ziemlich schwer gefallen sein, aus den
knapp 2000 Sprachunfällen etwa 20 auszu-
wählen, die er seinem Hessenlöwen per
Sprechblase in den Rachen legte. Das von
Volker Loschek gezeichnete Wappentier
musste sich angesichts der Aussagen erst
einmal hinsetzen: »Manchmal ist man
sprachlos und dann sagt man was...« Gut,
dass Merz den politischen Raum (igitt)
längst verlassen hat. An diesem Satz aus
der FAZ kam er nicht vorbei: »Jahrelang
haben sie sich angeschwiegen, oft sogar an-
geschrien«. Und der Hessenlöwe brüllt da-
zu– aus Furcht vor der »Ultima Razzia«.

»Papyrrhussiege«, die übrigens eine Wort-
schöpfung seines Freunds, Parteivorsitzen-
den und Vorwortverfassers Thorsten Schä-
fers-Gümbel sind, ist in gewisser Weise ein
alltags- und bürgernahes Werk. Wunderbar
kann man sich mit dem Wutzapper zum
Beispiel über das Ferienprogramm der
ARD-Dritten ärgern, wenn »Die 50 belieb-
testen Talsperren in Nordrhein-Westfalen«
oder »50 Dinge, die ein Hesse wissen muss«
in einer Endlosschleife präsentiert werden.
Das Verblüffende daran: Man ist sich kei-
neswegs sicher, was Merz unter der Über-
schrift »Programmvielfalt« hinzugedichtet
hat und was wirklich gesendet wurde.

Und das Schlimme daran: Bei den »Pa-
pyrrhussiegen II« sind auch wir garantiert
fällig. Ihm als Gießener rufen wir aber trot-
zig zu, was er heute wissen muss: Der
Funkturm ist (bald) weg.

✩

»Papyrrhussiege« ist im VAS-Verlag er-
schienen und für 12,80 Euro im Buchhan-
del erhältlich.

Kein Protokoll ist vor ihm sicher: Jäger und
Sammler Gerhard Merz. (Foto: mö)

“Wir müssen die Hände
hochkrempeln„

...meint Gerhard Merz

“Dresden ist kein Mekka
der Islamophobie„
...betont der Ausländerbeirat Dresden

Flüchtlingsschwund im Melderegister
Ausländerbeiratswahl: Stadt schickte »nur« noch 6300 Wahlbenachrichtigungen in HEAE

Gießen (mö). Von 17000 Wahlberechtigten
bei der Wahl des Ausländerbeirats am 29.
November war das städtische Wahlamt noch
vor einigen Wochen ausgegangen, tatsächlich
sind es aber »nur« knapp 14000, die zur
Wahl aufgerufen sind. Grund ist, dass die
Stadt in den letzten Wochen ihr Melderegis-
ter, was die dort gemeldeten Bewohner der
Hessischen Erstaufnahmeeinrichtung für
Flüchtlinge (HEAE) betrifft, bereinigen
konnte. »Wir erhalten jetzt viel mehr Abmel-
dungen aus der HEAE«, erklärt Magistrats-
sprecherin Claudia Boje.

Dass die Bewohner der HEAE aufgrund ei-
ner Vorgabe des Wahlgesetzes in die Wahl des
örtlichen Gießener Ausländerbeirats einbe-
zogen werden müssen, sorgt seit Wochen für
Kopfschütteln. So hat die Stadt rund 6300
Wahlbenachrichtigungen in die HEAE ge-
schickt, weil die Flüchtlinge meldetechnisch
ihren ersten Wohnsitz in Gießen haben und
damit hier wahlberechtigt sind. Die HEAE
sieht sich aufgrund des Aufwands aber nicht
in der Lage, diese Benachrichtungen zu ver-
teilen. Laut RP-Sprecherin Gabriele Fischer
wurden im Meisenbornweg und in der Röd-

gener Straße mehrsprachige Aushänge mit
Hinweisen auf die Wahl gemacht. Die Be-
nachrichtigungen können bei der Verwaltung
abgeholt werden, falls bei Flüchtlingen Inte-
resse an der Teilnahme bestehe, hieß es.

Da sich das Melderegister der Stadt mo-
mentan so langsam der Realität annähert,
rechnet die Stadt mit deutlich weniger als
6300 Wahlberechtigten aus der HEAE. »Es
werden bis zum Wahltag tatsächlich wohl
2000 weniger sein, weil wir jetzt ständig Ab-
meldungen erhalten«, sagte Boje. In dem
Wahlbezirk in der Ludwig-Uhland-Schule,
wo die HEAE-Bewohner wählen könnten,
liege die Zahl der Wahlberechtigten bei 5200.
»Da können aber auch noch die in Allendorf,
Lüzellinden und Kleinlinden lebenden nor-
malen Ausländer wählen«, fügte die Stadt-
sprecherin hinzu.

Bei der Ausländerbeiratswahl 2010 gab es
rund 7500 Wahlberechtigte und die Wahlbe-
teiligung lag bei überdurchschnittlichen 11,8
Prozent. Ein Wert, der aufgrund der Einbe-
ziehung der HEAE-Bewohner wohl deutlich
unterschritten wird.

Ungeachtet des speziellen Aspekts der

Ausländerbeiratswahl rechnet die Stadt bis
Jahresende mit einer Begradigung ihres Mel-
deregisters und damit einer Entlastung des
Stadtbüros. So sollen der Stadt von der
HEAE nun auch die in den letzten Monaten
abgeschobenen oder freiwillig ausgereisten
Bewohner gemeldet werden. Zudem sollen
Flüchtlinge in der Erstaufnahme in jenen
Kommunen angemeldet werden, in denen sie
sich tatsächlich aufhalten und nicht alle au-
tomatisch am HEAE-Hauptstandort Gießen.

Wahlamt ließ eine Liste nicht zu

Wie Oberbürgermeisterin Dietlind Grabe-
Bolz am Donnerstagabend auf Anfrage der
FDP bestätigte, hat das Wahlamt einen von
fünf eingereichten Wahlvorschlägen zur Aus-
länderbeiratswahl, die Internationale Soli-
daritätsliste, nicht zur Wahl zugelassen. Es
hätten einige wenige Unterstützerunter-
schriften gefehlt. Da die Liste erst wenige
Stunden vor Ablauf der Frist abgegeben
worden sei, sei der Fehler nicht mehr heilbar
gewesen, erklärte Grabe-Bolz.

Bustickets als Sachleistung?
ÖPNV-Nutzung durch Flüchtlinge könnte hessenweit einfacher werden

Gießen (mö). Die Landesregierung und der
Rhein-Main-Verkehrsverbund (RMV) arbei-
ten offenbar an einer Lösung für eine einfa-
chere Nutzung von Bussen und Bahnen durch
Flüchtlinge. Im Gespräch ist eine Anrech-
nung der ÖPNV-Nutzung auf das Taschen-
geld, das Asylbewerber erhalten, und zwar
als Sachleistung. Ermöglicht würde dies
durch die seit Anfang des Monats gültigen
neuen Asylgesetze.

Das Thema wurde am Donnerstagabend im
Gießener Stadtparlament erörtert, da eine
Anfrage der CDU-Fraktion vorlag. Die Union
hakte nach, weil sie eine im Protokoll nieder-
gelegte Aussage von Oberbürgermeisterin
Dietlind Grabe-Bolz (SPD) in der Haushalts-
rede so interpretierte, dass es künftig auf der
Stadtbuslinie 1 keine Fahrkartenkontrollen
mehr geben soll. Darin sähe die CDU eine
Kapitulation von Stadt und Stadtwerken vor
den Problemen auf der Linie 1. Die intensive
Nutzung der Busse durch Flüchtlinge hatte

zu deutlichen Verspätungen und Konflikten
zwischen dem Personal der SWG und
Schwarzfahrern gesorgt; sogar die Polizei
wurde einige Male gerufen.

Anders als die CDU verstand FDP-Frakti-
onschef Martin Preiß die Grabe-Bolz-Äuße-
rung so, dass an einer Lösung gearbeitet
wird, die vergleichbar ist mit dem Semester-
ticket des RMV, das Bestandteil des Semes-
terbeitrags ist und von jedem Studierenden
gezahlt werden muss.

Dies bestätigten Stadtwerke-Dezernentin
Astrid Eibelshäuser (SPD) und Bürgermeis-
terin Gerda Weigel-Greilich in der Sitzung.
Die Grünen-Politikerin, die im Aufsichtsrat
des RMV sitzt, ergänzte gegenüber der GAZ
am Freitag: »Die neuen Asylgesetze sind eine
Grundlage, es so zu machen. Das können wir
in Gießen aber nicht allein. Dazu braucht es
Beschlüsse der Landesregierung und der
RMV-Gremien. Die Bereitschaft beim RMV
ist vorhanden.«

Die Stadtbuslinie 1 wird intensiv von den
Flüchtlingen genutzt. Nun ist ein Asylbe-
werberticket im Gespräch, das aufs Ta-
schengeld angerechnet wird. (Foto: Schepp)

Die Töchter Hannah (l.) und Nora gehörten zu den ersten Gratulanten nach der Verpflichtung von OB Dietlind Grabe-Bolz für eine zweite
Amtszeit. (Foto: mö)

OB-Appell an Wahlkämpfer
Grabe-Bolz für zweite Amtszeit verpflichtet – »Gemeinsame Grundüberzeugungen« betont

Gießen (mö). Mit einem Appell an die
Parteien, sich im nahenden Kommunalwahl-
kampf auf »gemeinsame Grundüberzeugun-
gen« zu besinnen, ist Oberbürgermeisterin
Dietlind Grabe-Bolz am Donnerstagabend in
ihre zweite Amtszeit gestartet. Offiziell be-
ginnt die zwar erst am 13. Dezember, aber
verpflichtet werden für das höchste Amt der
Stadt musste die SPD-Politikerin schon
jetzt, weil die nächste Parlamentssitzung
erst am 17.12. stattfindet.

»Noch vor wenigen Wochen hätte ich nicht
geglaubt, wie sehr die Ereignisse der inter-
nationalen Politik unsere konkrete Arbeit
vor Ort prägen werden«, sagte Grabe-Bolz in
einer eher kurzen Rede, nachdem sie von
Bürgermeisterin Gerda Weigel-Greilich ver-
pflichtet worden war und von Stadtverord-
netenvorsteher Egon Fritz ihre Ernennungs-

urkunde erhalten hatte. Mit Blick auf die
Flüchtlingskrise und die Bedrohung durch
den islamistischen Terror rief die OB dazu
auf, gemeinsame Werte und Ziele wie Huma-
nität, Toleranz, soziale Gerechtigkeit, Demo-
kratie und Freiheit auch in der Wahlkampf-
situation nicht aus den Augen zu verlieren.

Um die Attraktivität von Gießen als einer
wachsenden Stadt zu bewahren und zu stei-
gern, setzt die Rathauschefin auf die Weiter-
entwicklung der Gewerbegebiete Alter Flug-
hafen (US-Depot), Rechtenbacher Hohl in
Lützellinden und des Technologieparks am
Leihgesterner Weg (Fraunhofer-Ansiedlung).
Fürs Wohnen soll das zwischen der Evangeli-
schen Siedlung und der Grünberger Straße
gelegene Motorpool-Areal erschlossen wer-
den. In diesem Zusammenhang kündigte die
OB die baldige Vorlage des Wohnraumversor-

gungskonzepts an und bekräftigte den An-
spruch des Magistrats, gerade auf dem Woh-
nungsmarkt eine Konkurrenzsituation zwi-
schen sozial Schwächeren und Flüchtlingen
zu verhindern. Grabe-Bolz: »Eine der wich-
tigsten Aufgaben ist es, den sozialen Frieden
in unserer Stadt zu bewahren.« Ferner be-
tonte sie die Fortschritte bei der Haushalts-
konsolidierung, verwies auf die Umsetzung
der Bürgerbeteiligungssatzung und die
Sportförderung. Gießen müsse »lebenswert,
sozial gerecht und wirtschaftlich erfolg-
reich« bleiben.

Zu den Gratulanten nach derVerpflichtung
gehörten neben ihren beiden erwachsenen
Töchtern die Fraktionsvorsitzenden von SPD
und Grünen, Gerhard Merz und Klaus-Die-
ter Grothe sowie einige Magistratskollegen.
Die Opposition gratulierte nicht.


